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Zweiter Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Ersten Gesetzes zur Reform des Ehe- und Familienrechts (1. EheRG) 
— Drucksachen 7/650, 7/4361 — 


Bericht des Abgeordneten Simon 


Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage des 
Bundes vereinbar, soweit die Mehrkosten aus dem 
Bundeshaushalt bestritten werden. 

Der Gesetzentwurf sieht eine Neuregelung des 
Ehe- und Familienrechts vor. Dabei wird insbeson- 
dere im Scheidungsrecht das Schuldprinzip durch das 
Zerrüttungsprinzip ersetzt. Ebenso wird im Schei- 
dungsfolgerecht das Schuldprinzip aufgegeben. Die 
sich aus einer Scheidung ergebenden Unterhaltsan- 
sprüche werden in ihrem formellen Inhalt geändert. 
Die erworbenen Anrechte auf eine Alters- und 
Invaliditätsversorgung sollen rechnerisch gleich- 
mäßig zwischen den geschiedenen Ehegatten aufge- 
teilt werden. Ferner wird durch den Gesetzentwurf 
für die Verfahren über die Ehescheidung und die 
Scheidungsfolgen eine einheitliche Zuständigkeit bei 
einem Gericht, dem Familiengericht, begründet. 

Der Gesetzentwurf hat für die Haushalte von 
Bund, Ländern und Gemeinden Mehrkosten zur 
Folge. 


Für den Bundeshaushalt entstehen sowohl im Be- 
reich der Beamtenversorgung als auch durch Steuer- 
ausfälle geringfügige Mehrkosten, die aber prak- 
tisch erst für den Zeitpunkt des Beharrungszustan- 
des (etwa 20 Jahre nach Inkrafttreten des Gesetz- 
entwurfs) anfallen. Wegen der Anrechte auf Alters- 
und Invaliditätsversorgung entstehen im Rahmen 
der Versicherungsleistungen bei der Defizithaftung 
des Bundes für die Bundesknappschaft keine Mehr- 
ausgaben. 

Die Haushalte der Länder werden durch Personal- 
kosten und Sachausgaben in den Justizhaushalten 
und im Bereich der Beamtenversorgung sowie durch 
Steuerausfälle mit Mehrkosten belastet. Das gleiche 
gilt für die Haushalte der Gemeinden in Bezug auf 
Beamtenversorgung und Steuerausfälle. 

Der Gesetzentwurf soll am 1. Januar 1977 in 
Kraft treten. Die Mehrkosten für Bund, Länder und 
Gemeinden verteilen sich im einzelnen wie folgt 
(Beträge in Millionen DM) : 
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1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

Behar- 

rungs- 

zustand 

I. Bund 













1. Beamtenversorgung 













a) Bund 

0,001 

0,003 

0,007 

0,011 

0,016 

0,023 

0,030 

0,039 

0,049 

0,058 

0,072 

0,695 

b) Bundesbahn 

0,001 

0,004 

0,009 

0,015 

0,022 

0,030 

0,041 

0,052 

0,065 

0,077 

0,096 

0,932 

c) Bundespost 

0,002 

0,005 

0,010 

0,017 

0,026 

0,036 

0,049 

0,063 

0,078 

0,092 

0,115 

1,114 

2. Defizithaftung für 
Bundesknappschaft . . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

3. Steuerausfälle 




unbedeutend (unter 2 

Millionen DM) 



4 

II. Länder 













1. Justizhaushalte 













a) Personalkosten . . 

9,0 

9,0 

9,0 

9,0 

9,0 

9,0 

9,0 

9,0 

9,0 

9,0 

9,0 


b) Sachausgaben . . . 

3,5 

3,5 

3,5 

3,5 

3,5 

3,5 

3,5 

3,5 

3,5 

3,5 

3,5 


2. Beamtenversorgung . 

0,005 

0,016 

0,032 

0,054 

0,081 

0,113 

0,152 

0,194 

0,242 

0,286 

0,356 

3,461 

3. Steuerausfälle 




unbedeutend (unter 2 

Millionen DM) 



4 

III. Gemeinden 













1. Beamtenversorgung . 

0,001 

0,003 

0,005 

0,009 

0,014 

0,019 

0,026 

0,033 

0,041 

0,048 

0,060 

0,584 

2. Steuerausfälle ...... 




unbedeutend 

(unter 

1 Million DM) 




2 

nachrichtlich: 













Rentenversicherungs- 

träger 













1. Versicherungs- 
leistungen 













2. Personalkosten 





keine Mehrkosten 






3. Sachausgaben 














Die für den Bundeshaushalt genannten Mehr- 
kosten werden bei der mehrjährigen Finanzplanung 
des Bundes berücksichtigt. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Rechtsausschuß vorgeschlagenen Fassung des Ge- 
setzentwurfs. 


Bonn, den 3. Dezember 1975 


Der Haushaltsaussdmß 

Leicht Simon 

Vorsitzender Berichterstatter 


2 




